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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Der Ständerat stimmte einer Motion Delalay (cvp, VS) für eine Steueramnestie mit 22 zu
10 Stimmen zu (Mo. 92.3249). Zwei gleichlautende Standesinitiativen der Kantone Wallis
(Kt.Iv. 92.304) und Jura (Kt.Iv. 93.301) wurden deshalb abgeschrieben. Die Befürworter
versprechen sich von der Amnestie wie in den Jahren 1945 und 1969 mehrere Milliarden
zusätzliche Steuereinnahmen. Auch die nationalrätliche Kommission für Rechtsfragen
hat sich, allerdings nur ganz knapp, für die Steueramnestie ausgesprochen. Sie reichte
aber auch eine Motion ein (Mo. 92.3249), die vom Bundesrat Vorschläge für eine
wirksamere Bekämpfung der Steuerhinterziehung fordert. 1

MOTION
DATUM: 25.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine vom Ständerat im Vorjahr überwiesene Motion Delalay (cvp, VS) für eine
Steueramnestie nahm im Frühjahr mit knappem Mehr von 95 gegen 87 Stimmen auch
der Nationalrat an. Die Vorlage beauftragt den Bundesrat gegen seinen Willen, die
gesetzlichen Bestimmungen für eine generelle Steueramnestie von 1993 bis 1997, die
sich auf Bundes-, Kantons- und Gemeindesteuern erstreckt, auszuarbeiten. Der
Motionär machte geltend, dass eine Begnadigung zur Sanierung der Finanzlage beitrage
und dass die Amnestien von 1945 und 1969 diesbezüglich positive Ergebnisse gezeitigt
hätten. So brachte die Steueramnestie von 1969 nicht deklariertes Vermögen von CHF
11.5 Mrd. zutage. Gemäss Bundesrat Stich sowie der Ratsminderheit stellen
Steueramnestien jedoch eine schwere Verletzung der Rechtsstaatlichkeit dar. Eine
Minderheit der vorberatenden Kommission für Rechtsfragen (Rechsteiner, sp, SG)
brachte als Alternative eine Motion ein, die den Bundesrat aufforderte, den
eidgenössischen Räten Vorschläge für eine wirksamere Ausgestaltung des
Steuerhinterziehungsverfahrens zu unterbreiten. Diese wurde jedoch von der grossen
Kammer knapp mit 91 zu 89 Stimmen verworfen. Im Gegensatz zu den Räten zeigten die
kantonalen Finanzdirektoren wenig Begeisterung für die Steureramnestie; 22 von 26
Kantonen lehnten eine solche ab. Bundesrat Stich machte nach seiner Niederlage
deutlich, dass Steuerhinterzieher nicht mehr wie 1969 mit Samthandschuhen angefasst
würden. Er kündigte flankierende Massnahmen zur Steueramnestie an, die auch eine
Verschärfung der Strafbestimmungen sowie hohe Nachsteuern beinhalten sollen. 2

MOTION
DATUM: 29.04.1994
EVA MÜLLER

Gegen seinen Willen schickte der Bundesrat Ende März einen Entwurf zu einer
generellen Steueramnestie für 1997, 1999 oder 2001 in die Vernehmlassung und kam
damit dem Auftrag einer Motion Delalay (cvp, VS) nach. Der Entwurf enthielt allerdings -
anders als die früheren Amnestien von 1945 und 1969 - Fussangeln für reuige
Steuersünder, denn er sieht zwar eine Entkriminalisierung der Steuerhinterzieher vor,
verlangt aber eine Nachbezahlung der hinterzogenen Steuern samt Verzugszinsen sowie
eine schriftliche Schuldanerkennung. Ausserdem will der Bundesrat die Einzelheiten
der Amnestie in der Verfassung regeln, damit die Stimmbürger dazu Stellung nehmen
können. Der Ständerat, der den Entwurf als ungenügend taxierte und eine
Verschleppungstaktik des Bundesrats befürchtete, schob in der Sommersession mit
28:7 Stimmen eine parlamentarische Initiative Delalay (cvp, VS) für eine einmalige
«echte» Steueramnestie nach. Die Auswertung des Vernehmlassungsverfahrens ergab
ein gemischtes Bild: Während sich die bürgerlichen Parteien eine grosszügigere Lösung
wünschten, verlangten SP, Grüne und der LdU sowie 17 Kantone einen Übungsabbruch.
Im September beantragte deshalb auch der Bundesrat dem Parlament die Abschreibung
der Motion Delalay und damit den Verzicht auf die Amnestie. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.12.1995
EVA MÜLLER

Trotz des letztjährigen Antrags des Bundesrates, auf eine allgemeine Steueramnestie zu
verzichten und damit eine parlamentarische Initiative Delalay (cvp, VS) abzuschreiben,
setzte die Rechtskommission des Ständerates eine Subkommission ein. Diese soll
Vorschläge für eine Steueramnestie ausarbeiten und auf die Herbstsession 1997 hin
dem Plenum Antrag stellen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.05.1996
EVA MÜLLER
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1995 hatte der Ständerat einer parlamentarischen Initiative Delalay (cvp, VS) Folge
gegeben, die die Durchführung einer einmaligen allgemeinen Steueramnestie verlangt.
Seine Rechtskommission wurde beauftragt, einen entsprechenden Entwurf
auszuarbeiten. Zu Beginn des Berichtsjahres beantragte diese dem Rat jedoch die
Abschreibung der Initiative, da eine Steueramnestie bei den Kantonen und der
Bevölkerung auf Widerstand stossen würde. Dafür beschloss die Kommission, eine
Vorlage für eine individuelle Steueramnestie nach dem Prinzip der straflosen
Selbstanzeige auszuarbeiten, die sowohl für den Bund als auch für die Kantone und
Gemeinden gelten soll. Wer bisher nicht versteuertes Vermögen und Einkommen
angibt, müsste damit keine Strafsteuer, sondern lediglich die Nachsteuern samt
Verzugszins bezahlen. Im Gegensatz zur allgemeinen Amnestie wäre diese individuelle
Amnestie nicht an einen Zeitpunkt gebunden. Der Ständerat stimmte diesem Konzept
mit 27 zu 13 Stimmen zu. Den Antrag Delalays, auf die Initiative zu einem späteren
Zeitpunkt zurückzukommen, verwarf er. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.1997
EVA MÜLLER

Eine Motion Marty (fdp, TI) verlangte zudem eine Steueramnestie für Erben und schlug
vor, zugunsten der Erben auf eine Nachsteuer und auf eine Busse zu verzichten, wenn
diese ein vollständiges Inventar der Vermögenswerte des Erblassers vorlegen. Die
Steueramnestie soll für die direkte Bundessteuer gelten, und soll durch eine Änderung
des Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG) auch auf kantonaler Ebene möglich werden.
Der Ständerat überwies den Vorstoss in Postulatsform. Die Rechtskommission prüft nun
auch diese Frage. 6

MOTION
DATUM: 10.10.1997
EVA MÜLLER

Nachdem das restriktive Modell einer allgemeinen Steueramnestie des Bundesrates in
der Vernehmlassung zerzaust worden war, trat die Rechtskommission des Ständerates
auf das Modell der individuellen Selbstanzeige ein. Gemäss Entwurf einer
Subkommission wird sowohl natürlichen wie auch juristischen Personen die straflose
Selbstanzeige wegen Steuerhinterziehung alle 30 Jahre ermöglicht. Wer bisher nicht
versteuerte Vermögen und Einkommen angibt, muss keine Busse bezahlen, sondern
lediglich die Nachsteuern samt Zinsen. Auch Erben werden für Steuerhinterziehungen
des Erblassers nicht mehr bestraft. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.09.1998
URS BEER

Die Idee einer allgemeinen Steueramnestie hatte im Ständerat vor zwei Jahren keine
Mehrheit gefunden. Dessen Rechtskommission schritt anschliessend an die
Ausarbeitung einer Vorlage, die eine individuelle Steueramnestie nach dem Prinzip der
straflosen Selbstanzeige verfolgt. Die Kommission übergab ihren Entwurf im
Berichtsjahr dem Bundesrat zur Vernehmlassung. Der Steuererklärung soll zukünftig
eine Spalte zur Deklarierung bisher verschwiegener Einkommen und Vermögen
beigefügt werden. Private würden bei Selbstanzeige von einer Strafverfolgung
verschont, müssten allerdings die Nachsteuern inkl. Verzugszinsen begleichen.
Unternehmen hingegen bliebe ein gerichtliches Verfahren nicht erspart. Trotz den
Einwänden kantonaler Finanzdirektoren hielt die Kommissionsmehrheit an ihrer
Position fest, Erben nicht für die Steuerhinterziehung des Erblassers zu bestrafen.
Dieses Anliegen lag auch der Motion Pelli (fdp, TI) (Mo. 97.3125) zugrunde, die gefordert
hatte, bei Vorlage eines vollständigen Inventars der Erbmasse auf Nachsteuer und Busse
zu verzichten. Der Nationalrat überwies die Motion als Postulat. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.1999
DANIEL BRÄNDLI

In einer Motion forderte Nationalrat Grobet (-, GE) (Mo. 98.3352),
Steuerhinterziehungen über einer Deliktsumme von CHF 10'000 strafrechtlich zu
ahnden. Aus der Sicht des Motionärs sind die gesetzlichen Möglichkeiten,
Steuerhinterziehung zu bestrafen, im Vergleich zu anderen europäischen Staaten
ungenügend. Zudem hätte die Steuerhinterziehung in der Schweiz gerade in den
Krisenjahren der Rezession ein unannehmbares Mass erreicht. Mit der Verwirklichung
dieser Motion, wären ausländische Gelder, die auf Schweizer Banken dem Fiskus im
Herkunftsland entzogen würden, nicht länger durch das Bankgeheimnis gedeckt. Der
Bundesrat erklärte in seiner Stellungnahme, dass Steuerhinterziehung nach geltendem
Recht bereits eine Geldstrafe in der Höhe des vierfachen hinterzogenen Betrages zur
Folge haben könne und zudem bei Urkundenfälschung eine nochmalige Bestrafung
wegen Steuerbetrugs vorgesehen sei. Die Umsetzung der Motion würde bedeuten, dass
bei Hinterziehungen über CHF 10'000 Einkommen oder Gewinn eine zweite
Gefängnisstrafe laut Strafgesetzbuch ausgesprochen werden könnte. Die Hinterziehung

MOTION
DATUM: 16.12.1999
DANIEL BRÄNDLI
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würde demnach einmal von der Steuerbehörde mit Busse bestraft, zusätzlich vom
Strafrichter mit einer Freiheitsstrafe. Sollte dies der Fall sein, dürfte ein klarer Fall von
Doppelbestrafung vorliegen. Die Motion wurde vom Nationalrat in der Wintersession in
Form eines Postulats überwiesen. Hingegen wurde eine Motion der SP-Fraktion (Mo.
97.3665), die eine Steuerhinterziehung nicht mehr als Übertretung sondern als
Vergehen bestrafen wollte, auf Antrag des Bundesrates mit 80 gegen 59 Stimmen
abgelehnt. 9

Die geplante Straflosigkeit für Steuersünder bei Selbstanzeige wurde von den
bürgerlichen Parteien in der Vernehmlassung durchwegs positiv bewertet. Wer nicht
versteuerte Vermögen oder Einkommen nachträglich angibt, soll lediglich die Steuer
zuzüglich der Zinsen bezahlen und von einer Strafe verschont bleiben. Entgegen der
ständerätlichen Vorlage, die natürlichen Personen einmal im Leben und juristischen
Personen alle 30 Jahre eine straflose Selbstanzeige zugesteht, verlangte die SVP als
einzige bürgerliche Partei eine allgemeine Steueramnestie. Die SP hingegen wollte die
Amnestie nur natürlichen Personen, nicht aber juristischen Personen, zukommen
lassen. Unter den Kantonen zeigte sich Nidwalden skeptisch und sprach der Vorlage die
Motivationskraft zu einer verstärkten Steuerdisziplin ab. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Ende Juni gab Finanzminister Villiger bekannt, dass der Bundesrat entgegen seiner
Ankündigung vorläufig darauf verzichte, eine Vorlage zur Steueramnestie
auszuarbeiten, da er sich nicht auf eines der drei zur Auswahl stehenden Modelle hätte
einigen können: Bei der umfassenden Amnestie hätten die Steuersünder für
offengelegte Kapitalien Nach-, aber keine Strafsteuern zahlen müssen; bei der Amnestie
auf Selbstanzeige hätten alle Betroffenen einmal im Leben nicht versteuertes Kapital
ohne Strafsteuer offen legen können; und beim im Tessin praktizierten Modell der
Amnestie im Erbfall hätten Erben von Verstorbenen nicht versteuerte Kapitalien ohne
Straf- und Nachsteuer deklarieren können. Die Bedenken vor allem gegenüber einer
allgemeinen straflosen Amnestie hätten derart zugenommen, dass eine Steueramnestie
nicht mehr dringlich erscheine. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.06.2001
MAGDALENA BERNATH

Entgegen dem Antrag seiner Rechtskommission gab der Ständerat nur der
Standesinitiative des Kantons Jura Folge, welche die Streichung von Steuerbussen
verlangt. Die Standesinitiative des Kantons Tessin (St. Iv. 01.301), welche zusätzlich die
Streichung der Steuerschulden fordert, lehnte der Rat ab. Damit wären den Erben
desjenigen, der Vermögenswerte nicht deklariert hat, die Steuern erlassen worden,
während die Erben eines andern, der sein Vermögen sauber deklariert hat, hätten
Steuerschulden bezahlen müssen. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.09.2002
MAGDALENA BERNATH

In seiner Antwort auf eine Interpellation Pelli (fdp, TI) betreffend geplante
Steueramnestien in der EU erklärte der Bundesrat, Informationen über Amnestien in
anderen Ländern seien schwer zu erhalten, da die Regierungen solche Massnahmen in
der Regel kurzfristig bekannt gäben, um weitere Steuerhinterziehungen zu vermeiden.
Polen habe einen entsprechenden Gesetzesentwurf gutgeheissen, und in Italien erwäge
die Regierung, die Amnestie auf juristische Personen auszudehnen.  13

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 20.11.2002
MAGDALENA BERNATH

Oppositionslos stimmte der Nationalrat als Zweitrat der Standesinitiative des Kantons
Jura zu, welche die Streichung von Steuerbussen verlangt. Gegen die Empfehlung
seiner Rechtskommission hiess er auch die Standesinitiative des Kantons Tessin (St. Iv.
01.301) gut, welche zusätzlich die Streichung der Steuerschulden fordert; der Ständerat
lehnte dieses Begehren hingegen erneut ab. Er gab jedoch einer Standesinitiative aus
demselben Kanton (St. Iv. 02.308) Folge, welche eine allgemeine Steueramnestie für
eidgenössische und kantonale Steuern fordert. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.06.2003
MAGDALENA BERNATH
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Im Sommer gab der Bundesrat statt der umstrittenen Vorlage zur allgemeinen
Steueramnestie einen Entwurf für eine vereinfachte Erbenbesteuerung in
Konsultation. Er stellte drei Varianten zur Diskussion: eine pauschale Nachsteuer, ein
verkürztes Nachsteuerverfahren und ein vereinfachtes Nachsteuerverfahren für Erben.
Gleichzeitig schlug er vor, die Haftung der Erben für Bussen des Erblassers gänzlich zu
beseitigen und auf die Erhebung einer Busse zu verzichten, wenn Steuerzahler ihre
Hinterziehung selber und vollumfänglich anzeigen (sog. straflose Selbstanzeige).
Unbestritten war in der Vernehmlassung einzig die Aufhebung der Erbenbusse, über die
restlichen Punkte waren sich die Parteien nicht einig; die Kantone lehnten eine
Steueramnestie ab. In der Wintersession überwies der Nationalrat diskussionslos eine
Motion seiner WAK (Mo. 03.3432), welche den Bundesrat beauftragt, im Falle einer
allgemeinen Steueramnestie gleichzeitig eine Verschärfung der Strafbestimmungen und
der Steuererfassungspraxis vorzubereiten. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.10.2003
MAGDALENA BERNATH

Nachdem der Ständerat im Vorjahr einer Standesinitiative des Kantons Jura Folge
gegeben hatte, billigte der Nationalrat das Begehren diskussionslos. Es verlangt eine
Anpassung des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer. Steuerpflichtige sollen
in einem Nach- oder Strafsteuerverfahren nicht mit Ordnungsbussen zur Herausgabe
von Unterlagen gezwungen werden dürfen; der europäische Gerichtshof für
Menschenrechte hatte die Schweiz wegen ihrer diesbezüglichen Rechtspraxis gerügt. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Basierend auf einer Standesinitiative des Kantons Jura billigte das Parlament den
Gesetzesentwurf der ständerätlichen Rechtskommission zur Abschaffung von
„Erbenbussen“. Damit trug es zum einen der Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofes für Menschenrechte Rechnung, wonach solche Bussen persönlich und
demzufolge unvererblich sind und zum andern dem Schweizerischen Strafgesetzbuch,
nach dem eine Busse mit dem Tod des Verurteilten wegfällt. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Gegen den Antrag des Bundesrates und den Widerstand der Linken gab nach der
kleinen Kammer im Vorjahr auch der Nationalrat einer Standesinitiative des Kantons
Tessin Folge, welche eine allgemeine Steueramnestie für eidgenössische und kantonale
Steuern fordert; er hiess auch eine parlamentarische Initiative Polla (lp, GE) (Pa. Iv.
03.406) gut, welche in dieselbe Richtung zielt. Im Gegenzug überwies er ein Postulat
der Minderheit seiner WAK (Po. 03.3433), welches die Erhöhung der Zahl der
Steuerinspektoren verlangt, um die Steuerkontrolle zu verbessern. Gegen die
Empfehlung des Bundesrates lehnte der Ständerat eine Motion der WAK-NR (Mo.
03.3432) ab, welche den Bundesrat aufforderte, im Falle einer allgemeinen
Steueramnestie gleichzeitig eine Verschärfung der Strafbestimmungen und der
Steuererfassungspraxis vorzubereiten. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Herbst präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Bundesgesetz über die
Vereinfachung der Nachbesteuerung in Erbfällen und die Einführung der straflosen
Selbstanzeige. Ziel der Vorlage ist es, Steuerpflichtige zu motivieren, bisher
unversteuertes Vermögen der Legalität zuzuführen. Konkret verkürzt sich der
grundlegende Zeitraum für das Nachsteuerverfahren von heute zehn Jahren auf die
letzten drei Steuerperioden, die vor dem Todesjahr abgelaufen sind. Dabei sind die
Nachsteuer und der Verzugszins wie bis anhin exakt zu berechnen. Die verkürzte
Nachsteuer in Erbfällen gilt nicht nur für die direkte Bundessteuer, sondern auch für
die Staats- und Gemeindesteuern. Der Gesetzesentwurf sieht zudem eine individuelle
Amnestie (straflose Selbstanzeige) für natürliche und juristische Personen vor. Bisher
musste eine Person, die sich selbst anzeigte, eine Busse in der Höhe eines Fünftels der
von ihr hinterzogenen Steuer bezahlen. Neu entfällt die Busse bei erstmaliger
Selbstanzeige, geschuldet sind jedoch die ordentliche Nachsteuer sowie die
Verzugszinsen. Personen, die an einer Steuerhinterziehung teilnehmen, können diese in
Zukunft ebenfalls anzeigen; dabei werden sie von der Busse und der solidarischen
Haftung für die hinterzogene Steuer befreit. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.10.2006
MAGDALENA BERNATH
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Basierend auf einer Standesinitiative des Kantons Jura nahm das Parlament eine
Anpassung des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer vor. Demnach sollen
Steuerpflichtige in einem Nach- oder Strafsteuerverfahren nicht mit Ordnungsbussen
zur Herausgabe von Unterlagen gezwungen werden dürfen; der europäische
Gerichtshof für Menschenrechte hatte die Schweiz wegen ihrer diesbezüglichen
Rechtspraxis gerügt. 20

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Eine Motion Studer (evp, AG) wollte das Schweizerische Strafgesetzbuch dahingehend
ändern, dass die Steuerhinterziehung zum Vergehen erklärt wird. Dadurch würde eine
internationale Rechtshilfe und damit die Aufhebung des Bankgeheimnisses auch für das
Delikt der Steuerhinterziehung zum Einsatz kommen. Nach geltendem Recht ist diese
Rechtshilfe nur beim Vorliegen eines Abgabebetruges möglich. Die Motion wurde von
der grossen Kammer mit 68 zu 106 Stimmen abgelehnt. 21

MOTION
DATUM: 12.03.2007
LINDA ROHRER

Eine Motion Kiener Nellen (sp, BE) und eine Motion Sommaruga (sp, BE) (Mo. 07.3650)
wollten eine Meldepflicht bei unerklärlichem Einkommens- und Vermögenszuwachs
beziehungsweise eine Meldepflicht bei Steuerhinterziehung und Steuerbetrug
einführen. Während erstere den Bundesrat aufforderte, die Steuerbehörden zur
Meldung an die Justizbehörden bei unerklärlichem Einkommens- oder
Vermögenszuwachs von natürlichen oder juristischen Personen zu verpflichten,
verlangte die zweite Motion, dass gesetzliche Grundlagen geschaffen werden, die
sicherstellen, dass bei Nachsteuerverfahren die nichtentrichteten
Sozialversicherungsbeiträge vollständig eingefordert und zu Unrecht bezogene
öffentliche Leistungen zurückgefordert werden können. Die Motion Kiener Nellen
lehnte der Nationalrat deutlich mit 64 zu 115 Stimmen ab. Die Motion Sommaruga
hingegen verfehlte nur knapp die Annahme im Ständerat mit 16 zu 17 Stimmen. 22

MOTION
DATUM: 17.12.2007
LINDA ROHRER

Nachdem der Bundesrat im Herbst 2006 seine Botschaft zum Bundesgesetz über die
Vereinfachung der Nachbesteuerung in Erbfällen und die Einführung der straflosen
Selbstanzeige vorgelegt hatte, behandelte diese nun das Parlament. Mit dem
Gesetzesentwurf sollte die Nachbesteuerung der Erbinnen und Erben vereinfacht
werden. Die Selbstanzeige wäre so ausgestaltet gewesen, dass bei der erstmaligen
Anzeige der Steuerhinterziehung Straffreiheit gewährt wird. Die Erben sollten also einen
Anreiz erhalten, das vom Erblasser hinterzogene Vermögen und die daraus fliessenden
Erträge der Legalität zuzuführen. Mit dem Gesetzesentwurf wäre zudem eine
individuelle Amnestie (straflose Selbstanzeige) für natürliche und juristische Personen
eingeführt worden.

Im Ständerat blieb das Eintreten auf die Vorlage unbestritten. Vergeblich versuchte
eine linke Kommissionsminderheit bezüglich der Nachsteuer der Erben zu erwirken,
dass bei einer deklarierten Steuerhinterziehung Nachsteuern und Verzugszinsen nicht
nur für die letzten drei, sondern für die letzten fünf Jahre vor dem Todesjahr des
Erblassers zu bezahlen sind. Die Vorlage passierte die Gesamtabstimmung schliesslich
bei fünf Enthaltungen mit nur einer Gegenstimme.

Im Nationalrat beantragte die grüne Fraktion das Nichteintreten auf die Vorlage, weil
diese der Steuergerechtigkeit widerspreche. Die sozialdemokratische Fraktion
kritisierte die Zugeständnisse als zu weitgehend, während sich das bürgerliche Lager
hinter die Vorlage stellte. Der Nichteintretensantrag wurde klar abgelehnt. Ein
Minderheitsantrag der Linken, welcher einen Verzicht auf die vereinfachte
Nachbesteuerung von Erben verlangte, lehnte der Nationalrat ebenso ab wie jener auf
eine Verlängerung der Nachsteuerperiode auf fünf Jahre. Im Kontext der straflosen
Selbstanzeige bekämpften linke und grüne Vertreter die Fortführung der Regelung
bezüglich wiederholter Steuerhinterziehung, wonach die Busse von in der Regel 100%
auf einen Fünftel der hinterzogenen Steuern reduziert wird. Linke und Grüne wehrten
sich zudem dagegen, dass der Mechanismus der straflosen Selbstanzeige auch für
juristische Personen gilt. In diesem Punkt beschloss der Nationalrat abweichend vom
Bundesrat und der kleinen Kammer, die Straffreiheit und den Wegfall der
Solidarhaftung nicht nur für das anzeigende ausgeschiedene Organ bzw. den
anzeigenden ausgeschiedenen Vertreter, sondern auch für die aktiven Mitglieder der
Organe. Die Vorlage wurde in der Gesamtabstimmung gegen den Widerstand des links-
grünen Lagers klar angenommen. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2007
LINDA ROHRER
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Beim Bundesgesetz zur Vereinfachung der Nachbesteuerung in Erbfällen und zur
Einführung der straflosen Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung folgte der Ständerat
bei den beiden vom Nationalrat geschaffenen Differenzen diskussionslos der grossen
Kammer. Anders als im Vorschlag des Bundesrates werden die noch eingetragenen
Organmitglieder sowie die aktiven Vertreter einer juristischen Person den bereits
ausgeschiedenen bei der Selbstanzeige gleichgestellt, können also ebenfalls straffrei
bleiben und aus der Solidarhaftung entlassen werden. Das Gesetz wurde in der
Frühjahrssession definitiv verabschiedet. Die Zustimmung erfolgte mit 27 zu 3 Stimmen
im Ständerat resp. mit 127 zu 66 Stimmen im Nationalrat. FDP und SVP votierten
geschlossen dafür, die CVP grossmehrheitlich. Wie bereits im Vorjahr angekündigt,
verweigerte die SP dem Gesetz die Gefolgschaft, ebenso der überwiegende Teil der
GP. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2008
MARIANNE BENTELI

In der Sondersession im Mai 2019 behandelte der Nationalrat die Standesinitiative des
Kantons Freiburg für eine allgemeine Steueramnestie. Die WAK-NR hatte zuvor mit 16
zu 8 Stimmen beantragt, aufgrund der Verletzung des Grundsatzes der Rechtsgleichheit
durch Steueramnestien sowie aufgrund ihrer negativen Folgen für die Steuermoral auf
Folgegeben zu verzichten. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) setzte sich dafür ein, dass
die Kantone die Möglichkeit erhielten, kantonale Steueramnestien durchzuführen. Mit
102 zu 75 Stimmen entschied sich der Nationalrat wie zuvor bereits der Ständerat gegen
Folgegeben und lehnte damit die Standesinitiative endgültig ab. 25

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.05.2019
ANJA HEIDELBERGER

Die aufgrund des Auslaufens der Möglichkeit zur Selbstanzeige obsolet gewordenen
Gesetzesartikel zur straflosen Selbstanzeige im DBG und im StHG seien abzuschaffen,
verlangte Margret Kiener Nellen (sp, BE) mit einer parlamentarischen Initiative. Damit
würde auch die Ungerechtigkeit gegenüber den ehrlichen Steuerzahlenden aufgehoben,
die durch Steueramnestien schlechter «wegkämen» als unehrliche Bürgerinnen und
Bürger, erklärte sie. Diese Meinung teilte eine Mehrheit der WAK-NR nicht und empfahl
mit 19 zu 5 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Zwar seien die Regelungen für
Personen mit Schwarzgeldkonten im Ausland aufgrund des AIA nicht mehr nötig, sie
seien jedoch «durchaus zweckdienlich» bei Personen, die Schwarzgeld auf Schweizer
Konten besitzen, erklärte die Kommissionsmehrheit. Dadurch könne Steuersubstrat
zurückgewonnen werden, das sonst nicht abgeliefert würde. Zudem müssten die
Steuerpflichtigen Nachsteuern und Verzugszinsen für die letzten 10 Jahre bezahlen,
betonte die Kommissionsmehrheit. 
In der Sommersession 2019 behandelte der Nationalrat die Initiative. Für die
Kommission erläuterte Daniela Schneeberger (fdp, BL) die bisherige Praxis: Seit Anfang
2010 könnten sich juristische oder natürliche Personen wegen Steuerhinterziehung und
zum Zweck der Steuerhinterziehung begangenen Delikten selbst anzeigen und würden
für diese nicht verfolgt. Hingegen würden Nachsteuern inklusive Verzugszinsen für die
letzten zehn Jahre fällig. Sie betonte, dass aufgrund dieser Nachsteuern und
Verzugszinsen durch die Selbstanzeige «keinerlei Besserstellung gegenüber den übrigen
Steuerpflichtigen» erfolge. Es ginge dabei insbesondere um Personen, die etwas
vergessen hätten zu deklarieren, oder um Konten, die bei Erbfällen aufgetaucht seien,
nicht um «Schwerverbrecher». Mit 118 zu 51 Stimmen lehnte der Nationalrat die
parlamentarische Initiative gegen den Willen der geschlossen stimmenden Grünen- und
SP-Fraktionen sowie der EVP-Vertretenden ab. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Marco Romano (cvp, TI) beantragte in einer parlamentarischen Initiative, die
Verjährungsfrist von Steuerhinterziehung im DBG, StHG und im VStG temporär von
zehn (DBG, StHG) respektive fünf Jahren (VStG) auf ein Jahr zu verkürzen. Die
Massnahme solle zwei Jahre gültig sein. Dies ermögliche es dem Bund und den
Kantonen in der wegen der Corona-Krise aussergewöhnlichen Situation, den kurz- und
mittelfristig erwarteten drastischen Steuerrückgang auszugleichen, indem die
Bürgerinnen und Bürger veranlasst würden, bisher nicht gemeldete Vermögenswerte
mit den entsprechenden Zinsen, Erbschaften oder Schenkungen offenzulegen, erklärte
der Initiant. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.05.2020
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 1993, S. 3; AB SR, 1993, S. 4 ff.; NZZ, 25.11.93; Verhandl. B.vers., 1993, V, S. 60 und 77
2) AB NR, 1994, S. 549 ff.; Blick, 31.3.94; BüZ, 8.4.94; SGT, 29.4.94; Presse vom 19.3.94
3) AB SR, 1995, S. 610 ff.; BBl, 1995, IV, S. 1642 ff.; Presse vom 30.3., 15.6. und 6.9.95; NZZ, 1.7.95
4) NZZ und SGT, 11.5.96
5) AB SR, 1997, S. 282 ff.; Presse vom 28.1. und 20.3.97
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6) AB SR, 1997, S. 987 ff.; BaZ, 10.10.97
7) NZZ, 1.9.98
8) AB NR, 1999, S. 367 f.; TA, 11.1.99; NZZ, 12.1.99
9) AB NR, 1999, S. 2546 f.; AB NR, 1999, S. 2552 f.
10) NZZ, 11.2.00; NLZ, 14.3.00. 
11) Presse vom 28.6.01; NZZ, 29.6.01
12) AB SR, 2002, S. 89 ff.; NZZ, 26.1., 25.2. und 24.4.02; QJ, 26.1.02; TG, 24.4.02; BaZ, 12.9.02. 
13) AB NR, 2002, V, Beilagen, S. 275 ff.
14) AB NR, 2003, S. 206 ff.; AB SR, 2003, S. 409 ff. und 414 ff.; Presse vom 12.3. und 4.6.03
15) AB NR, 2003, S. 2119 und Beilagen V, S. 416.; BBl, 2003, S. 4843; Presse vom 26.6.03; NZZ, 9.8.03. Ergebnis der
Vernehmlassung: Presse vom 13.10.03.
16) AB NR, 2004, S. 195 und Beilagen I, S. 41 f.
17) BBl, 2004, S. 1437 ff. (RK) und 5445 f. (BR); AB SR, 2004, S. 162 f. und 649; AB NR, 2004, S. 1408 f. und 1759; BBl, 2004, S.
5445 f.
18) AB NR, 2004, S. 182 ff. und 185 f.; AB SR, 2004, S. 256 f.; Presse vom 9.3. und 28.10.04
19) BBl, 2006, S. 8795 ff.; Presse vom 19.10.06
20) BBl, 2006, S. 4021 ff. und 4039 ff.; AB SR, 2006, S. 763 ff. und 1264; AB NR, 2006, S. 1868 und 2043; BBl, 2007, S. 5 ff.
21) AB NR, 2007, S. 197 f.
22) AB NR, 2007, S. 1518 und AB SR, 2007, 1127.
23) AB NR, 2007, S. 2011 ff. und 2018 ff.; AB SR, 2007, S. 941 ff.; BBl, 2006, S. 8795 ff.
24) AB SR, 2008, S. 40 f. und 207; AB NR, 2008, S. 483; BBl, 2008, S. 2321 ff.  
25) AB NR, 2019, S. 775 f.; Bericht WAK-NR vom 22.10.18
26) AB NR, 2019, S. 1073 ff.; Bericht WAK-NR vom 15.4.19
27) Pa.Iv. 20.428
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